








 

Festsetzungen u.a. zum Maß der baulichen Nutzung (maximale Gebäudehöhe), zur ökologi-
schen Baubegleitung, zur umweltschonenden Beleuchtung, dem Erhalt von Gehölzen sowie 
zur zeitlichen Begrenzung von Rodungsarbeiten in den Bebauungsplan eingeflossen.  
 

1.8 Besonderer Artenschutz 

Auch bei Vorhaben im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB ist zu prüfen, inwiefern 
Belange des besonderen Artenschutzes nach § 44 BNatSchG berührt werden. Hierzu wurde 
eine artenschutzrechtliche Relevanzprüfung durchgeführt (Bericht vom 12.01.2014).  
Im Rahmen dieser Vorprüfung wird in einem ersten Schritt die Relevanz, d. h. ein mögliches 
Vorkommen der in Baden-Württemberg vorkommenden europarechtlich geschützten Arten 
nach Anhang IV FFH-Richtlinie und Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie ermittelt. 
Nur national geschützte Arten sind nicht Gegenstand der artenschutzrechtlichen Prüfung im 
Sinne des § 44 Abs. 5 BNatSchG, sondern ggf. Teil der Eingriffsregelung. 
Bei Beachtung der vorgeschlagenen Vermeidungsmaßnahmen können die Verbotstat-
bestände gemäß § 44 BNatSchG für europäische Vogelarten und Arten des Anhangs IV der 
FFH-RL sicher ausgeschlossen werden. 
Diese Maßnahmen sind im Bebauungsplan als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 i.V.m § 1a BauGB oder als 
Pflanzgebot (§ 9 (1) Nr. 25a BauGB) festgesetzt.  
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